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Deutſchland. 
u Berlin, 15. April. Man darf wohl nicht befürchten, 
1 des Optimismus beſchuldigt zu werden, wenn man annimmt, daß 
A das Reſultat der heutigen Reichstagsſitzung Deutſchland feiner na- 
tionalen Exiſtenz wieder ein weſentliches Stück näher gebracht bat. 
Die erhebliche Majorität, welche fi durch Ablehnung der Diäten- 
bewilligung für die Vereinbarung mit den Negterungen über die 
weſentlichſten Differenzpunkte ausgeſprochen hat, beſeltigt jeden Zwei⸗ 
fel über den Ausfall der noch bevorſtehenden Entſcheidungen und 
giebt die erfreuliche Gewißbelt eines vollſtändigen Gelingens. Wie 
auch die Fanatiker des parlamentariſchen Idealismus ihre Stimme 
gegen die angeblich treuloſen Parteigenoſſen erheben mögen, die für 
das deutſche Vaterland wohlthätigen Folgen der einſichtsvollen Ent- 
ſcheldung dee Reichstages werden denjenigen Männern, welche heute 
Charakterſtärke und praktiſchen Scharfblick in ihrem Votum für das 
zunächſt Erreichbare bewährten, auch die volle Anerkennung aller 
beſonnenen Patrioten und der Geſchichte ſichern. Man erwartet, 
daß morgen Vormittag die Schlußberathung ihr Ende erreichen und 
vielleicht nach einer Abendſſtzung zur Erledigung geſchäftlicher Vor⸗ 
lagen, am Mittwoch der feierliche Schluß durch Se. Majrftät den 
König im weißen Saal des Schloſſes erfolgen wird. Die höchſte 
Anerkennung für die patrlotiſche und würdige Vertretung der In- 
tereſſen des Vaterlandes dürfte gewiß in der Thronrede nicht feh- 
len, nachdem noch der Schluß den berechtigten Erwartungen ſo 
vollkommen entſprochen hat. — Ueber die in Ausfisht ſtehenden 
Reiſen des Königs für den Sommer ergehen ſich die Blätter nutz- 
loſer Weiſe ſchon jetzt in allerlei Virmuthungen. — Daß der Kö- 
nig die Abſicht im Allgemeinen gehabt habe oder habe, die Pariſer 
Ausſtellung zu beſuchen, iſt allerdings begründet; bei einiger Ueber⸗ 
legung wird ſich Jedermann ſelbſt jagen können, daß die Aus füh⸗ 
rung dieſer Abſicht vor allen Dingen von der weiteren Entwide- 
lung der politiſchen Verhältniſſe abhängig iſt und vorläufig keine 
beſtimmte Dispofition darüber getroffen fein kann. Dasſelbe kann 
man auch nur von den beſprochenen Badereſſen des Königs ſagen, 
und iſt dabei nur noch zu bemerken, daß der König überhaupt wah⸗ 
rend einer Landtagsſitzung, die ja wieder bevorſteht, Berlin nicht 
leicht auf längere Dauer oder weitere Entfernung verläßt. — In 
Bezug auf die Luxemburger Frage glaube ich allen Gerüchten ge- 
genüber einfach bervorbeben zu können, daß bisher keinerlel Kom⸗ 
binatlonen wegen Aufgabe des Beſatzungsrechtes oder Räumung 
der Feſtung preußiſcher Seits in Erwägung gezogen, noch weniger 
Gegenſtand von Verhandlungen geweſen iſt. Die diplomatiſche 
bandlung der Frage bat ſich auf eine Darlegung 6 
ßiſchen Kabinet eingenommenen Standpunktes den preußiſchen Bot- 
ſchaftern gegenüber beſchräntt und auf die Anregung der Groß⸗ 
mächte zur Kundgebung ihrer Auffaſſung über die Verträge von 
1839. 

— Nachdem die preußiſche Regierung die Abhaltung der 16. 
allgemeinen deutſchen Lehrer⸗Verſammlung in Hildesheim genehmigt 
und eine weitere Förderung derſelben in Ausſicht geſtellt hat, ladet 
der dortige Ortsaueſchuß nunmehr zu der in der Pfingſtwoche, vom 
11. bis 13. Juni d. J. dort tagenden 16. allgemeinen deutſchen 
Lehrer⸗Verſammlung ein. 

— Der „N. Pr. 3.“ wird folgendes Telegramm mitgetheilt: 
Luxemburg, 14. April. Adreſſen an den König-Großherzog, welche 
die Erhaltung der Selbſtſtändigkelt des Großherzogthums unter dem 
Haufe Dranien verlangen, find in Umlauf und werden von Tau⸗ 
ſenden von Unterſchriften bedeckt. Die Angehörigen der Dorfge- 
meinden beten Abends nach der Arbeit in den Kirchen für ihren 
Landesherrn und ihr Vaterland. 

— Nach der „Kiel. Z.“ iſt den Mitgliedern der Mennoniten- 
gemeinde in Friedrichſtadt — und jo wahrſcheinlich auch der hie⸗ 
ſigen — eröffnet worden, daß ihre Befreiung von der allgemeinen 
Wehrpflicht nicht ferner ſtattfinden könne; entweder müßten ſie wie 
alle anderen Staatsbürger dieſer Pflicht genügen, oder für die fer⸗ 
nere Befreiung 3 Prozent des Einkommens ſteuern und dann fer- 
ner kein Grundeigenthum erwerben und keine Gemeindeämter be⸗ 
kleiden. Zur Entſcheidung über dieſe geſtellte Wahl ſollen ihnen 
3 en Bedenkzeit gegeben werden. 8 

* Auf der 75 vorgeſtern in Apeurade nachträglich gehal- 
tenen Kontrollverſammlung haben ſämmtliche rückſtändig gebliebene 
Landwehrmänner des dortigen Bezirks den Eid geleiftet. 

— Der 6. internationale ſtatiſtiſche Kongreß, welcher im 
vorigen Jahre ausſiel, ſoll in der Woche vom 29. September bis 
5. Oktober in Florenz tagen. Hauptgegenſtände der Beralfuns 
werden fein, nädft den Fragen über Organifation der Statiftif 
bez. des Kongreſſes: Die „Abſterbe-Ordnung“ mit beſonderer Nüd- 
ſicht auf die Bedürfniſſe der Verſicherunge-Geſellſchaft; das Syſtem 
meteorologiſcher Beobachtungen: Hydrographie, Agrikulturſtatiſtik 
und Grundkredit; Kommunalſtatiſtik des Münz ⸗ und Geldweſens; 
Poltzetſtatiſtikt; Militär-, bez. Milttärſanitäts⸗Statlſtik, Statiftif 
der wiſſenſchaftlichen Bildungsmittel und der Kunſtſchulen. 

Berlin, 15. April. (Norddeutſcher Reichstag.) 33. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. Dr. Waldeck bringt ſeine bei der Vorberathung geltend 
gemachten Einwendungen gegen das Ganze des Bundesverfaffungsentwurfs 
und namentlich gegen die Beſtimmungen über die Kompetenz der Central ⸗ 
gewalt wieder vor. Er wolle Preußen, daß an die Spitze des Bundes zu 
kreten habe, nicht ſo die Hände binden, wie es durch den Entwurf geſchehe. 
Der Hauptgrund liege in dem Fehlen der Miniſterverantwortlichkeit. Er 
hätte wohl gewünſcht, daß man dem oldenburger Vorſchlage gefolgt wäre 
und — den in jeder Hinſicht unvollkommenen Entwurf umgearbeitet 
hätte. Der Bundesrath ſei, wie er in dem Entwurfe hingeſtellt ſei, unan⸗ 

\ nehmbar. Preußen ſei darin nicht par inter pares. In den Beſtimmun⸗ 
gen über den Bundesrath ſei ſchließlich auch der ganze alte Bund mit allen 
ſeinen Untugenden reproduzirt. Er höre von Kompromiſſen, wem gegen” 
über mache man Kompromiſſe? Das Werk könne und werde auf die Dauer 
nicht beftehen, ſei aber auch nicht nothwendig jetzt. Er wolle den Bundes. 
ſtaat, aber ſo daß Preußen mit einem verantwortlichen Miniſtrium an der 
Spitze ſtehe. Deshalb konne er mit feinen Freunden nicht dem Entwurfe 


ettiner Zeitung. 
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beiſtimmen. Das Scheitern des Bundes wünſche er nicht, dieſes würde aber 
auch nicht die Folge der Verwerfung des Entwurfs ſein; immerhin ſei es 
beſſer, daß keine Verfaſſung vorlzege, als ſolch unvollſtändiges Werk, und 
es jet vorzuziehen, daß dem künftigen Reichstage ein neuer Entwurf vor⸗ 
gelegt werde. — Bundeskommiſſar v. Röſſing (Oldenburg, ſchwer ver⸗ 
ſtändlich): Die Großherzogliche Regierung ſei in verſchiedenen Punkten an ⸗ 
derer Meinung geweſen, als die andern Regierungen. Jetzt habe ſie ſich 
aber angeſchloſſen und halte feſt an der Vorlage, weil ſie das Zuſtande⸗ 
kommen für nothwendig halte. Er wolle den Herren, die gegen den Ent⸗ 
wurf ſeien, weil ſie verſchiedene Wünſche darin vermißten, anheimgeben, 
ebenſo ihre ſubjektive Anſicht dem Ganzen, der dringenden Anforderung der 
Zeit unterzuordnen. (Bravo.) — Die Generaldebatte wird geſchloſſen. 
Gegen das v. Carlowitzſche Amendement wird Widerſpruch erhoben und 
daſſelbe damit beſeitigt. Mit ſehr großer Majorität werden darauf, da ſich 
Niemand zum Worte meldet, angenommen: die Ueberſchrift, der Eingang, 
Art. 1, 2, 3 des Entwurfs. Das Krüger Ahlemannſche Amendement zu 
Art. 1 wird nicht unterſtützt. Daſſelbe lautet: „Der Relchstag wolle be⸗ 
ſchließen, zu den Beſchlüſſen des Reichstags Art. 1 den Satz beizufügen: 
So weit durch beſtehende Verträge eine Veränderung der Grenzen bedingt 
iſt, verpflichten ſich die verbündeten Regierungen das hierzu Erforderliche 
ohne Verzug zu bewerkſtelligen. 

Zu Art. 4 wurden das Amendement Kratz und das des Abgeordneten 
Wachenhuſen genügend unterſtützt. Das erſte lautet: „Der Reichstag wolle 
beſchließen: dem Artikel 4 des Verfaſſungsentwurfs als Nr. 14 binzuzufü⸗ 

en: 14) Die Feſtſtellung der Rechte und Befugniſſe, welche kein Bundes⸗ 
faut in Bezug auf die Freiheit des refigiöfen Bekenntniſſes und der Reli⸗ 
gionsübung ſeinen Angehörigen vorenthalten darf.“ Das Amendement 
Wachenhuſen geht dahin: als Nr. 16 hinzuzufügen, die Preßvereins- und 
Verſammlungsrechte und die übrigen perſönlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Rechte“ u. ſ. w. — Es erhält der Abgeordnete Kratz das Wort und mo⸗ 
tivirt feinen Autrag. Durch denfelben werde dahin gezielt, daß dem Bunde 
Einfluß gegeben würde auf die meiklenburgiſchen Zuſtände. Er hoffe, durch 
die Annahme werde Mecklenburg moraliſch ſich ſelbſt ohne Einſchreiten des 
Bundes bewogen fühlen, Verbeſſerungen eintreten zu laſſen. — Abgeordn. 
Dautzenberg beantragt namentliche Abſtimmung über das Kratz'ſche Amen⸗ 
dement, dieſer Antrag wird aber nicht genügend unterſtützt. Das Kratz'ſche 
Amendement wird ebenſo wie das Wachenhuſen'ſche abgelehnt, der Axt. 4 
des Entwurfs mit großer Majorität angenommen, ebenſo Act. 5, 6, 7, 8, 
9, 10. Damit find die Anträge Ausſelds und Genoſſen: „Art. 8 und 9 
zu ſtreichen“ erledigt. Der Zuſatz⸗Artikel zu Art. 11 derſelben Abgeordne⸗ 
ten, wie wir ihn bereits geſtern mitgetgeilt haben, wird abgelehnt, Art. 11 
wie er in der Vorberathung feſtgeſtellt wurde angenommen, ebenſo Art. 13, 
jetzt 12, Art. 14, jetzt 13, Art. 15, jetzt 14, 16 jetzt 15, 17 jetzt 16, 18 
jetzt 17, 19 jetzt 18, 20 jetzt 19. Ein Antrag, „binter Abſchnitt V. einen 
neuen Abſchnitt zu ſetzen“, von Ausfeld und . wird zurückgezogen. 
Art. 21, jetzt 20, wird ebenfalls it überaus großer Majorität angenom⸗ 
men. Zu Artikel 22, jetzt 21, erhält der Abgeordneter Grumb recht 
das Wort und begründet ein von ihm eingebrachtes Amendement, de⸗ 
treffend Zahlung von Stellvertretungskoſten an die Beamten, die Reichstags⸗ 
mitglieder ſeien. ’ 


Miniſter⸗Präſident Graf B 


marc: Der Artikel gehört zu denen, 


unn nicht mehr auf Aenderungen einlaſſen. — Abg. Tweſten: Ich würde 
den Verfaſſungs⸗Entwurf für unannehmbur halten, wenn der Eintritt der 
Beamten abgelehnt würde, gleichviel ob Diäten oder Stellvertretungskoſten 
bewilligt werden oder nicht. Trotz des nicht zu Stande gekommenen Prä- 
miſſes werde ich für keine neuen Aenderungen ſtimmen. — Abg. Grum⸗ 
brecht zieht hierauf ſeinen Antrag zurück. — Art. 21 wird angrnommen. 
Desgleichen Art. 22, 23, 24 (unter Ab ehnung eines Amendements des 
Abg. v. Frankenberg -Ludwigsdorf auf 6jährige Legislatur), 25 bis 31. Zu 
Art. 32 (Diätenfrage) iſt der Antrag von dem Abg. v. Arnim⸗Heinrichs⸗ 
dorf und Gen. geſtellt: Den Artikel zu ſtreichen und ſtatt deſſen zu ſetzen: 
„Die Mitglieder des Reichstages dürfen als ſolche keine Beſoldung oder 
Entſchädigung beziehen.“ (Der erſte Vice⸗Präſident Herzog v. Ujeſt hat 
den Vorfig übernommen.) — Abg. Schulze: (Das Haus leert ſich auf⸗ 
fallend.) Die Diäten⸗Entziehung bei dem allgemeinen Wahlrecht heißt, 
daß mit der einen Hand gegeben wird, was mit der andern Hand entzogen 
wird. Das heißt Vernichtung des allgemeinen Wahlrechts! (Bravo! und 
auffallender Lärm auf der Linken, die ſich überhaupt ſehr unruhig geberdet.) 
— Abg. Braun (Plauen); Er habe früher für die Diäten geſtimmt, nach⸗ 
dem aber die Bundesregierungen die Erklärung abgegeben, daß ſie eine 
Prinzipienfrage für das Zuſtandekommen des Bundes daraus machen, halte 
ich ſie nicht 8 wichtig, um darauf zu beſtehen. — Abg. Lasker für die 
Diäten. — Bundeskommiſſar Miniſter Graf zu Eulendurg: Je groöße⸗ 
ren Werth die Regierung darauf legt, daß ihren Wünſchen, wie ſie heute 
von dem Präſidenten der Bundeskommiſſarien ausgeſprochen ſind, nachge⸗ 
kommen werde, deſto mehr Veranlaſſung liegt vielleicht auch vor, noch kla⸗ 
rer, als es in der Vordebatte geſchehen fein mag, die von dem Herrn Bors 
redner vermißten Gründe auseinanderzuſetzen, weshalb die Regierung auf 
dieſe Beſtimmungen einen fo beſonderen Werth legt. Zunächſt wurde die 
Diätenfrage auf das Tapet gebracht durch die Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts, das proklamirt wurde, weil man eben etwas Beſſeres zu geben 
vor der Hand nicht wußte. Wahlſyſteme einzelner Bundesſtaaten aul Preu⸗ 
ßen und das übrige Gebiet des Bundes zu Übertragen, ging nicht au, weil 
fie für unſere Verhältniſſe nicht paſſen. Ebenſowenig ging es an, ein 
Wahlſyſtem, welches ſich bei uns nicht bewährt hatte, dem übrigen Bun. 
desgebiete oktroyiren oder aufreden zu wollen. Daß ſich das Syſtem bei 
uns nicht bewährt hat, das liegt hauptfächlich darin, daß wir ein indirektes 
Wahlſyſtem gehabt haben, dann darin, daß wir die Klaſſenabtheilung aus 
äußeren praktiſchen Gründen in ener Art haben vornehmen müffen, welche 
der Idee des Dreiklaſſenwahlſyſtens an ſich nicht entſpricht. Könnte man 
die ganze Bevölkerung des Staats in drei gleiche Klaſſen nach der Ger 
ſammtſteuerſumme theilen, und bunte man dann die Klaſſe der Höͤchſtbe⸗ 
ſteuerten, die der Zweitbeſteuerten und der Drittbeſteuerten im Großen und 
Ganzen wählen laſſen, fo kame nan vielleicht zu einer richtigen Vertretung. 
Die gegenwärtige Zerſplitterung in einzelne Wahlbezirke führt zu den Un 
zuträglichkeiteu, die der Herr Mulſer⸗ Braſtdent neulich bezeichnet hat, und 
rechnen Sie dazu das unbequeme zu fal ſchen Reſultaten führende, indirekte 
Wahlſyſtem, in welchem aus der Wahlurne meift hervorgeht, was die Ur⸗ 
wähler nicht einmal wollten, fo ſpricht ſich damit die Verurtbeilung des 
Syſtems im Ganzen aus. Nun aber, meine Herren, wiederholen wir ja, 
daß wir keineswegs das allgemeine Wahlſyſtem unter allen Umſtänden als 
dasjenige wollten, was das befe iſt. Ich glaube, daß die Herren der 
Fortſchrittspartei auch nur mit Viderſtreben daran gegangen find, ſich mit 
dem allgemeinen Wahlſyſtem eitverſtanden zu erklären. Die Regierung 
und die konſervative Partei iſt ſth bewußt geweſen, daß daſſelbe nur mit 

roßer Vorſicht angewendet und erprobt werden müſſe, und zu den Vor⸗ 

ichtsmaßregeln gehört auch die, daß man den Kreis der Wählenden durch 
die natür iche Anforderung beſchrinkt, daß derjenige, welcher als Deputirter 
aus dem allgemeinen Wahlrecht hervorgeht, wenigſtens in einer ſolchen 
Vermögenslage ſſch befinde, daß er einige Wochen oder Monate fang dem 
öffentlichen Intereffe in der Reſdenz dienen könne, ohne aus der Taſche 
des Staates bezahlt zu werden. Ich glaube, meine Herren, das allgemeine 
Wahlrecht funktionirt nur dann üchtig, weun die zahlreichen Hunderte und 
Tauſende von Wählern ihre Stinmen auf diejenigen Leute richten, welche 
innerhalb ihres Wahlkreiſes eine zewiſſe Bedeutung haben, eine Bedeutung, 
ſei es durch große Fabrikanlagen, ſei es durch Intelligenz, in jedem Falle 


über welche die Uebereinſti ım der R gierungen beſondere Schwieri N chtenbflen, bie allertmictigfen. 8 AR, 8 
fen be Regierungen eine befondere Konzeſſton zu machen, he 15 unen 10 ! ea Danger ng Auf der einen Sei a liegt N 0 ene 
9 


2 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sr 
monatlich 12½ Sgr.; 
für Preußen viertefj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


aber durch eine Thätigkeit und eine Situation, welche ſie als bekannte, ge⸗ 
achtete Leute im Wahlkreiſe darſtellt. Falſch aber und gefälſcht wird das 
allgemeine Stimmrecht, wenn die Wahl zu leiten geſucht wird auf ſtreb⸗ 
ſame, krankhaft ſtrebſame Leute, die dieſe Bedeutung nicht ba ben (Heiterkeit 
links. Bravo! rechts), die aber mit großer Luſt ihr vermeintliches Talent 
geltend zu machen, und in der Ausſcht, für die Zeit, die fie hier ver ⸗ 
wenden, entſchädigt, vielleicht auch ſogar über Verdienſt entſchädigt zu 
werden. (Oh! oh! links; Heiterkeit und Beifall rechts), eine Agi⸗ 
tation im Lande hervorrufen, welche die natürliche Strömung der Be⸗ 
völkerung aus dem Geleiſe treibt (Sehr richtig! rechts) und deshalb zu 
Gegen⸗Agitationen führt, Gegen⸗Agitationen ſelbſt bis zur Regierung her⸗ 
vorrufen muß. Wenn Sie ſagen, es werde auf dieſe Weiſe hin und wie⸗ 
der Intelligenz ausgeſchloſſen, ſo gebe ich das zu. Ich kann aber dem all⸗ 
gemeinen Uebelſtande gegenüber, den ich angedeutet habe und der immer 
hervorgehen koͤnnte und ER wird — ich erinnere an das Jahr 1848, 
wo es keinen Schneider mehr gab, der nicht glaubte, auf dem Wege der 
Mitgliedſchaft der e e und der Diäten könne er zum 
Miniſter avaneiren (Heiterkeit rechts), ich glaube dieſem Uebelſtande gegen⸗ 
über kann der geringere Uebelſtand, daß bin und wieder eine Intelligenz 
ausgeſchloſſen wird. nicht in die Wagſchaale geworfen werden. Es ift beſſer, 
daß eine Verſammlung, die das Volk repräſentiren ſoll, wirklich den Stem⸗ 
pel trage, daß fie aus Repräſentmten des Volks zuſammengeſetzt ift, und 
nicht aus Leuten, die, um ihrem perſönlichen Ehr eiz und ihrer perſön⸗ 
lichen Begabung Luft zu machen, à tout prix im Wege der Agitation in 
die Veſammlung hineinkommen (Bravo.) Das iſt zunächſt der Grund 
weshalb wir glauben, daß dem allgemeinen Stimmrecht gegenüber die Ver⸗ 
ſagung der Diäten — nicht ein Korrektiv — ſo will ich es nicht ausdrücken 
— ſondern eine jo natürliche Maßregel ſei, daß alle diejenigen, die noch 
nicht feſt von der Berechtigung und Richtigkeit des allgemeinen Stimm⸗ 
rechts überzeugt ſind, ei eullich ohne Weiteres darin einſtimmen müßten, 
wenigſtens während der Probezeit, dieſe Gegenbedingung, die an und für 
ſich eine ganz nätürliche iſt, Platz greifen zu laſſen. Aber meine Herren, 
die Frage geht weiter. Ich glaube, daß die Diätenfrage, gerade wie die 
deutſchen Verhältniſſe liegen — und warum ſollen wir uns darüber täu⸗ 
ſchen? — in Wirklichkeit eine Lebensfrage iſt, auch jelbſt für diejenigen 
Parlamente, die aus anderen Wahlen hervorgehen. Ich glaube, daß wie 
in der Vordebatte geſagt worden iſt, die Wählerſchaft z. B. ſich in Preu⸗ 
ßen gewöhnt hat, ihre Abgeordneten in Kreiſen aufzuſuchen, die nicht im 
Parlament erſcheinen können, wenn fie nicht Diäten beziehen. Ich glaube, 
der Abg. Tweſten hat ausgeführt, daß man die Gewöhnung der Bevöl- 
kerung nicht ſtören ſolle; die Bevölkerung ſei einmal in dieſem Lauf. Das 
aktum gebe ich zu, die Berechti ung dazu nicht. Ich glaude, daß dieſe 
ewöhnung eine falſche iſt, daß fie in Abgewöhnung umgewandelt werden 
muß. (Sehr gut! rechts.) Ich erinnere, m. H., ganz ohne alle Bitterkeit 
der Rückblicke an das, was in Preußen geſchehen iſt, an die 8 
ſetzung des Abgeordnetenhauſes in den Jahren 1862 —1865 enn man 
damals auf Befragen Jemanden ſagte: „Das find die Abgeordneten des 
preußiſchen Volkes“ fo könnte er das nun und nimmermehr glauben. (Wi⸗ 
derſpruch links.) Sie waren es nicht, ſie waren Gewählte des preußiſchen 
Volkes im Abgeordnetenhauſe; aber Abgeordnete des preußticgen Volkes 
waren es nicht. (Zuſtimmung rechts, beitiger Widerſpruch links.) Das 
Volk repräſentirten ſie nicht (Widerſpruch infe), 32 nicht. Die 


Diätenfrage einen Theil derjenigen Leute, an welche ſich die Bevölkerun 
letzt gewöhnt hat, aus: aber worauf ich einen noch viel größeren Werth 
lege — fie wird mit der Zeit diejenige Klaſſe der Bevölkerung, welche 
meiner Anſicht nach recht eigentlich in eine Volksvertretung gehort, daran 
gewöhnen, ſich wählen zu laſſen. Die Sache liegt infofern jetzt ſehr übel 
als die Gewöhnnug dieſe große, berechtigte und meiner Anſicht nach berech⸗ | 
alte Klaſſe der Bevölkerung zurückzieht, die ſich gar nicht auf die Wahlliſten 
ſtellen läßt, die ſich nicht hineinwogen will in das Treiben der Wahlen, 
theils weil ſie ſagt: „Ich mag mich nicht herumſchlagen auf einem Felde, 
was mir nicht konvenirt“, theils weil fie jagt, meine Privatverhältniſſe ge- 
ſtatten mir nicht, jo viel Zeit auf die öffentlichen Verhältniſſe zu verwenden. 
Meine Herren! Für Jemanden, der ſich bewußt iſt, daß in ihm die 
Kraft und die Intelligenz ſitzt, iſt es eine Pflicht, ſich in die Wahlbewe⸗ 
gung hinein zu werke in die Volksvertretung zu kommen zu ſuchen 
und namentlich diejenigen Kandidaten aus dem Felde zu ſchlagen, die 
mit größerer Thätigkeit ihm den Rang abzulaufen drohen, und dann 
in der Volksvertretung Prinzipien, Grundſätze proklamiren, die den ſeini⸗ 
gen ſchnurſtracks entgegen ſind, und die zu Beſchlüſſen führen, die nach 
ſeiner Meinung dem Wohl des Vaterlandes nicht entſprechend find, 
In dem Augenblicke, wo fie andere, weil die obne Diäten nicht erſcheinen 
konnen, nicht finden, wird dieſe Kategorie von Leuten hervortreten müffen, 
fie wird in die Arena des Kampfes herabſteigen müſſen, um die Vertre- 
tung, die doch der Kreis nicht entbehren kann, zu übernehmen. Dies iſt 
für mich und die Staatsregierung ein durchſchlagender Grund, und ein 
Grund höherer politiſcher Bedeutung. Nun aber noch Eins, meine Herren, 
iſt denn darin ein Unglück zu finden, wenn durch die Gegenwart bier im 
Hauſe oder im Landtage die Privatverhältniſſe des Einzelnen mehr oder 
weniger beeinträchtigt werden? Es iſt das kein Unglück, es liegt in der 
Natur der Sache, daß man zwei Geſchäfte nicht machen kann, ohne daß 
zeitweilig das eine oder das andere leidet. Wenn Sie aber eine Volks⸗ 
vertretung zuſammenſetzen aus lauter Leuten, die als ihr Hauptintereſſe das 
politiſche Jutereſſe in die Verſammlung hineinwerfen, dann, meine Herren, 
ſtöͤren Sie die Anſicht des natürlichen Verhältniſſes, welche die Bevölkerung 
eigentlich in der Verwendung der Zeit auch für die öffentlichen und Privat⸗ 
Intereſſen haben müßte. Es iſt kein Unglück, wenn nach mehreren Wochen 
des Zuſammenſitzens der Verſammlung ſich das Gefühl bemächtigt, daß ſie 
den öffentlichen Intereſſen Rechnung getragen hat, daß ſie jetzt nach Hauſe 
gehört. Ich glaube aber, es iſt ein Unglück, wenn die Mehrzahl der Mit⸗ 
glieder aus Leuten beſteht, welche durch kein Privatintereſſe nach Hauſe ge⸗ 
rufen werden. Es werden dadurch lange Parlamente herbeigeführt, welche 
die Kräfte nach allen Seiten erſchöpfen, und welche, indem ſie lange zu⸗ 
ſammenſitzen, dazu treiben, wenn ich jo ſagen ſoll, auf eine Bahn zu kom⸗ 
men, welche nicht mehr in lebbaftem Zuſammenhange mit der Auffaſſung 
der Bevölkerung ſteht. Es werden dadurch alle Nachtheile herbeigefübrt, 
welche über kurz oder lang zu einer wirklichen Aenderung des Syſtems 
führen müſſen. Es ift unmoglich, daß man ſechs oder ſieben Monate in 
se Verſammlung ſitzt, und dabei noch Staats- oder Privatgeſchäfte 
beſorgen will. Ich glaube aljo, daß dieſer leiſe Druck, welcher darauf liegt, 
daß man durch nicht remunerirte Gegenwart in dieſem Hauſe bald nach 
Hauſe gerufen wird, ſehr naturgemäß iſt und eine ſehr vernünftige Rege⸗ 
lung der Verhältniſſe herbeiführt. Dies find im Allgemeinen die boben 
politiſchen Rückſichten (große Heiterkeit links), welche die Bundes ⸗Kom⸗ 
miſſarien beſtimmt haben, die Frage zu einer feſtſtehenden für ſich zu machen, 
welche ſie unter keinen Umſtänden geſonnen find, aufzugeben. Dies ift ja 
keine Provokation in der Art, daß man ſagen ſoll, es ſei unumftößlich noth⸗ 
wendig, es ſei ein Stück des ganzen Gebäudes, aus welchem die Bundes⸗ 
verfaſſung hervorgegangen ſei. Es iſt ein Stück, von welchem die Regie⸗ 
Em glaubt, daß ſie es nicht aufgeben kann, ohne über die Erfolge der 
Verfaſſung ins Unſichere zu gerathen. Es würden deshalb alſo die Kom⸗ 
miſſare, welche beim Zuſtandekemmen dieſes Entwurfs mitgewirkt haben, 
nicht in der Lage ſein, ihre Zuſtimmung zu geben und unter ihrer Leitung 
eine ſolche Bundesverfaſſung jetzt dann nicht zu Stande kommen. Und 
nun, meine Herren, frage ich. Sie, iſt es denkbar, iſt es erlaubt, daß an 


einem ſolchem Punkte, welcher für die Regierung eine weſentliche politiſche 
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Schrader, Dr. Simſon, Tweſten, 


Bedeutung hat, von welchem man im Auslande ſagen wird, es ſeine Geld⸗ 
frage (Unrube und Widerſpruch links), das Zuſtandekommen des Werkes 
ſcheitern ſoll? Es ſcheint mir unmöglich zu ſein. Sie konnen unmöglich 
die Engländer glauben machen, daß der erſte Schritt zur wirklichen deut⸗ 
ſchen Einheit und Stärke darüber nicht habe zu Stande kommen können, 


daß den Vertretern des deutſchen Volkes nicht Diäten von 9 Schilling be⸗ N 


d (ten. ut 
zahle J in RN en (gegen Art. 32): Ich will nicht mehr in die 


bg. t i 
logic Piefuſſion eintreten, ſondern nur meine heutige Abſtimmung, die 
von der in der Vorberatbung abweicht (Ruf links: Aha!) motiviren. Ich 
bemerke dabei, daß ich die Vorlage der Regierung dem Sinne nach ſo auf. 
faff’, daß das Zahlen von Entſchädignngen aus Privatmitteln dadurch nicht 
ausgeſchloſſen iſt; ich wünſchte jedoch hierüber noch eine Erörterung von 
Seiten der Bundes Kommiſſarien. Was deute mich und eine große Zahl 
meiner politiſchen Freunde bewegt, für die Vorlage der Regierung zu flim- 
men, find nicht innere Gründe, ſondern nur äußere; es iſt die Frage des 
Zuſtandekommens der V rfaſſung. 

Abg. Grumbrecht: (für Art. 32) Von demſelben Standpunkte 
aus, wie der Vorredner (Aba! links) köunte ich mich entſchließen, ſowobl 
gegen den früheren Beſchluß, als gegen die Regierungsvorlage zu ſtimmen, 
denn läge die Frage wirklich jo, wie fie der Vorredner will, dann wäre 
die Frage intakt. Wenn wir aber die Beſtimmung ſo annehmen, wie es 
die Regierung wünſcht, ſo würden wir damit ein Recht und eine Beſtim⸗ 
mung aufgeben, die ſehr weſentlich iſt. Daß ſie ſo weſentlich iſt, zeigt Be 
Widerſtand der Regierung. Wir können gerade hierin vom Gegner vie 
lernen. Ich behaupte, daß die 1 1 die halbe Lebensfrage für das 
deutſche politiſche Leben iſt (Sehr wahr! links. Widerſpruch rechts.) Um 


das Verfaſſungswenk nicht ſcheitern zu laſſen, will ich die Sache nicht ge- 


rade beute ſchon in meinem Sinne entſchieden wiſſen. Aber ich kann mich 
nicht entſchließen, der Regierungsvorlage zuzuſtimmen. Es iſt für mich keine 
Geldfrage, meine Herren, ſondern eine politiſche Frage, ich kann deshalb 
eine Beſtimmung nicht annehmen, die ich für durchaus verderblich halte — 
Abg. Graf Schwerin: Bei der Vorberathung habe ich für Diäten ge⸗ 
ſtimmt, da ich auch beute noch der Anſicht bin, daß die Vorlage der Re⸗ 

erung nicht nur das allgemeine Wablrecht beſchränkt, ſondern auch die 
Gefahr deſſelben noch erweitert. Es würde deshalb entſchieden im Intereſſe 
unſeres Verfaſſungswerkes ſelbſt fein, wenn wir den Artikel in der Form, 
wie er aus der Vorberatbung kommt, annäbmen. Die Gründe übrigens, 
die der Miniſter Graf zu Eulenburg gegen die Diäten angefitbrt hat, find 
derart, daß fie den Entichluß derer, die ſich mit ſchwerem Herzen entſchloſſen 
haben, gegen die Diäten zu ſtimmen, wieder wankend machen und die Geg⸗ 
ner der Regierungsvorlage nur ſtärken könnten. (Allgemeiner Ruf ja! jal) 
Ich bin der Meinung, daß die Verſagung der Diäten ein Akt ift, der das 
allgemeine Wahlrecht in ungerechtfertigter Weiſe beſchränkt. In ruhigen 
Zeiten werden wir eine weſentlich reaktionäre, in aufgeregten eine demo; 
kratiſche Ve ſammlung erbaften. Es wäre des halb ſehr zweckmäßig, wenn 
die Regierung nicht parauf beſtände. Trotzdem bin ich beute für die Re. 
gierungsvorlage (Zeichen der Ueberraſchung links), aus, den Gründen, die 
der Abg. Bennigſen angeführt hat. Wir dürfen das Verfaſſungswerk nicht 
ſcheitern laſſen; ich mag außerdem nicht die Verantwortlichkeit dafür über- 
nehmen, daß Graf Bismarck gerade im jetzigen Augenblicke von den Staats⸗ 
geſchäften zurücktritt Ich werde deshalb für Wiederberſtellung der Regie⸗ 
gierungsvorlage ſtimmen. (Beifall rechts, Ziſchen links.) 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement Grumbrecht verworfen; 
der Antrag v. Arnim (Heinrichsdo f), (Wiederherſtellung der Regierungs⸗ 
vorlage und Unterſagung der Annahme von N für die Abge⸗ 
orbneten) in namentlicher Abſtimmung mit 178 gegen 90 Stimmen ange- 
nemmen. Dafür ſtimmten u. A. die Abgg. v. Baumſtark, v. Bennigſen, 
Blömer, v. Bothmer, Braun (Hersfeld), Braun (Plauen), Braun (Wies- 
baden), Brons, Graf Dyhrn, Forkel, Francke, Dr. Freytag, v. Gerber, von 

Gruner, Dr. Harnier, Hergenhahn, Kayſer . Dr. Lette, 
Ver Miguel, v. Münchhauſen, Dr. Oetker, Frhr. v. Rothſchild, Dr. 
Schleiden, Dr. Schwarze, v. Sybel, Wachler, Dr. Zachariä. Gegen den 
Antrag ſtimmten u. a. die 0 | i 

Haberkorn, Fehr. v. Hammerſtein (Hannover), v. Hennig, Lasker, v. Mal ⸗ 


* Ack abt, Müller (Stettin), v. Niegolewski, Oehmichen, Pannier, Reichen⸗ 


heim, v. Röſſing, v. Unruh (Magdeburg), Baron v. Vaerſt, Wiggers 
(Noſtach. Br eigen ſich der Stimme 6 Abgeordnete, nämlich Hellus, 
Hein ichs, Dr. Holzer, Jüngken, v. Leipziger, Winkelmann. Es fehlten bei 
der Abstimmung die Abgg. Ahlmann, Graf Baudiſſin, de Chapeaurouge, 
ürft Czartoryski, Detomät, 51 In Du Pain ae ga 
re 5 rgne⸗Pequilhen, Dr. Rée, Dr. Reuning, Riede achſen), 
a Dr. v. Waechter, Windthorſt, wobei zu 
bemerken iſt, daß Präſident Simſon und Abg. Tweſten erſt kurz vor der 
Abſtimmung den Saal verließen und bald nach derſelden wiederkamen. Die 
ln VI. VII. VIII. IX. X. Art,. 53—56 werden darauf ohne De- 
batte nach den Beſchlüſſen der Vorberathung acceptirt. Es folgt Abſchnitt 
X. Bundeskriegsweſen. Die Art. 57, 58 und 59 werden ohne Debatte 
angenommen, nachdem ein Autrag von Ausfeld auf n des letzten 
Paragraphen gefallen. — Es folgt Art, 60, zu welchem ein 
des Grafen Stolberg vorliegt. — Vom . v. Bennigſen iſt der Antrag 
auf Vertagung geſtellt. Abg. v. Binde (Hagen) ruft? Nein, nein! Da 
auch nach der Gegenprobe dem Bureau das Reſultat der Abſtimmung über 
den Vertagungsankrag zweifelhaft iſt, wird gezählt. Da ſich jetzt noch mehr 
Abgeordnete erheben, wird die Vertagung mit 164 gegen 91 Stimmen be⸗ 
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nung: Fortſetzung der Schlußberathung. 

Frankfurt a. M., 14. April. Wie das „Frankf. J.“ 
vernimmt, iſt als Kommifjarius der Königlichen Staatsregierung 
der Regterungs - Aſſeſſor Herr Hoffmann aus Berlin hier einge- 
troffen, um die neulich in dem Kabinetsſchreiben Sr. Majeftät des 
Königs in Ausſicht geſtellte Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und 
Stadt, insbeſondere zwiſchen Staats- und Stadthaushalt, herbel⸗ 
zuführen. Dieſe Anseinanderjegung iſt für unſere Stadt von der 
größten Wichtigkeit. f 

Aſchaffenburg, 13. April. Bel allen Regimentern der 
bairiſchen Armee wird die beurlaubte Mannſchaft einberufen. Der 
Zweck diefer Maßregel iſt, die Soldaten in der Handhabung des 
Hinterladungsgewebrs einzuüben. Am 1. April ſind hier auch die 
diesjährigen Rekruten eingerückt und haben die Exerzitien bereits 


begonnen. 
Auslaud. 


Wien, 14. April. Für unſere Armee wird nächſter Tage 
ein neues Avancementsgeſetz publizirt werden, das bereits die Kai). 
Sanktion erbalten hat. Aus den Beſtimmungen desſelben hebe ich 
nur hervor, daß in Zukunft die Beförderungen nicht mehr in der 
Regimentetour, ſondern nach dem Anctennitätsgrade in der gefamm- 
ten Waffengattung (bei der Infanterle in drei Gruppen, deutſche, 
ſlaviſche und ungariſche Regimenter) vorgenommen werden ſollen 
und daß jeder Vorrückung in eine höhere Charge eine Prüfung 
voranzugehen haben wird. Auch ſoll grundſatzgemäß nach vollen- 
detem 50, Lebensjahre keine Beförderung zum Staabsoffiztere mehr 
ſtatifinden und andererſelts vor vollendetem 18. Lebensjahr Niemand 
zum Dffister ernannt werden. 

Paris, 13. April. Die von der Kammer an bie Kom- 
miſſlon über das Geſetz wegen Aufhebung der Schuldhaft remit- 
tirten Paragraphen find jetzt dahin feſtgeſtellt, daß die Haft nur 
noch für die Gelöftrafen, Reſtitutlonen und Entschädigungen in kri- 
minellen und korrektionellen Angelegenheiten ſtattfinden ſoll. Der 
Entwurf wird nun in nächſter Woche zu Ende diekutirt werden. 
— Das Gerücht, die Regierung wolle das Preßgeſetz zurückzleben, 
keſtätigt ſich nicht; daſſelbe war dadurch entſtanden, daß rinige 
Kommiſſlons mitglieder dazu gerathen hatten. Die Amendements 


nn. 


bel, Wachl Dr. Zacha 
Abgg. v. Forckenbeck, Grumbrecht, Dr. Gneiſt, 


mendement 


find übrigens jo zahlreich, daß die Kommiſſion vor ihrer ſchweren 
Aufgabe förmlich zurückſchreckte. 8 

— Der Effektiobeſtand der franzöſiſchen Armee inkl. Algier 
und Mexiko betrug am 1. Januar 395,485 und Reſerve 255,614 
Mann, alſo zuſammen 651,099 Mann. — Die’ internationale 
Jury für die Inſtrumente bat ſchon ihre Thätigkeit begonnen. 
Dieſe Klaſſe zäblt 500 Ausſteller, wovon 180 Franzoſen mit Pianos. 
Egypten, Tunis und Marokko, die engliſchen und franzöſiſchen Ko- 
lonteen haben Nationalinftrumente geſchickt. — Die landwirthſchaft⸗ 
liche Ausſtellung in Blllancourt hat bereits ihren erſten Preis aus- 
gegeben. 

London, 13. April. Ein Bruch mit Spanien, und zwar 
wegen der Tornado- und Viktoria-Angelegenheit, wird immer ernſt⸗ 
hafter in Erwägung gezogen. Lord Stanley, Staatsſekretär des 
Auswärtigen, erklärte geſtern auf Befragen: er hoffe, daß es zu 
feinem Bruche kommen werde. Sollte ein ſolcher aber unglückli⸗ 
cherweiſe eintreten, jo würde jedes Mittel angewandt werden, um 
britiſche Schiffe und brltiſche Unterthanen in Spanien rechtzeitig 
zu warnen und zu ſchützen. (Hört! hört!) 

— Eine Adreſſe eigenthümlicher Art wird in Kurzem dem 
Prinzen von Wales überreicht werden: eine Einladung der In- 
dianer vom Red River an den engliſchen Thronerben. Nach der 
Sitte des Landes iſt fie auf Birkenrinde zierlich ausgeführt und 
wird jedenfalls neben anderen Exemplaren dieſes Genres ſich wun⸗ 
derlich genug ausnehmen. 

Florenz, 11. April. Man lien in der „Gazetta di Mi- 
lano“: Die Abreiſe des Prinzen Humbert nach Paris, wohln be- 
reits ein Offizier feines Hauſes ſich begeben hat, wird Ende dieſes 
Monats und nach der Hochzeitsfeier des Prinzen Amadens in 
Turin vor ſich gehen. Die Damen von Brüſſel beabſichtigen der 
Prinzeſſin della Ciſterna einen prächtigen Schmuck von ganz aus⸗ 
gezeichneter Arbelt und einem ungeheuren Werth zu ſchenken. Im 
Jahre 1821 hatte der Prinz della Ciſterna, welcher in dem Car- 
bonart-Prozeß verwickelt war, von Turin entfliehen müſſen und 
ſich nach Brüſſel begeben, wo er ſich die allgemeine Achtung er⸗ 
worben hatte. Der Koͤnig hat der jungen Braut des Prinzen 
Amadeus ein ſehr reiches Brillanten-Halsband verehrt zu einem 
Werth von 100,000 Fr. Am Hochzeitstage der Prinzeſſin wird 
man ſechs junge Mädchen mit ſechs Arbeitern vermählen. Prinz 
Amadeus giebt jedem derſelben eine Mitgift von 1000 Fr. 

Petersburg, 9. April. Die „Nordiſche Poſt“, Organ 
des Miniſters des Innern, befürchtet keine kriegeriſchen Verwick⸗ 
lungen wegen Luxemburg und hegt die Erwartung, der Kaiſer 
Napoleon werde durch ein energiſches Dementi alle Krlegsbefürch⸗ 
tungen niederſchlagen. — Geſtern, auf elner Soirde beim Fürſten 
Gortſchakoff, unterhielt ſich der Kalſer längere Zeit mit dem fran- 
zoͤſiſchen Botſchafter und mit dem preußiſchen Geſandten. 

Mexiko. Der „Monde“ enthält Nachrichten über Kaifer 
Maximilian, die allerdings ſehr für den Heldenſinn und die Aus 
dauer des jungen Herrſchers ſprechen, aber dabei nichts weniger 
als ſebr beruhigend in Bezug deſſen perſönlicher Sicherheit lauten. 
Maximilian, beißt es u. A., hat am 12. Februar die Hauptſtadt 


Mexiko verlaſſen, um ſich an die Spitze der wenig zablreichen 


Truppen zu ſtellen, die ihm treu geblieben find. Die, welche ihn 
einige Tage vorher geſprochen haben, ſchildern ihn als einen 
Mann, der ſein Leben in die Schaaze zu ſchlagen feſt entſchloſſen 
iſt. In den mehrfachen Gefechten, die er beſtanden hat, ſah man 
ihn ſtets in den vorderen Reihen, was um jo gefährlicher iſt, als 
man ihn weithin an feiner hoben Geſtalt und feinem ſtarken Bart 
erkennt. Bevor er die Hauptſtadt verließ, hat er die noch 3500 
Mann und 50 Offiziere ſtarke öͤſterreichiſch: Legion (urſprünglich 
6000 Mann) aufgelöſt. Nur 200 Ulanen aus polnſſch Galizien 
find bei ihm geblieben und haben ihn ſämmtilich durch ihren Kom- 
mandanten Carlowitz geſchworen, mit ihrem Leib ihn bis auf den 
letzten Mann zu decken. Es find ſchon einige diejer Tapferen bei 
Queretaro in unmittelbarſter Nähe des Kaijers gefallen. Die 
männliche Haltung des Kaiſers flößt ſelbſt manchen feiner Feinde 
Bewunderung ein. Die Einen meinen, er wolle dem Manſchall 
Bazalne zeigen, daß er würdig geweſen wäre, „les prémiers sol- 
dats du monde“ zu kommandiren; Andere ſagen, er wolle die 
Ehre ſeines Hauſes aufrecht erhalten, und nicht, ohne ſeine Krone 
bis zum letzten Augenblicke mit dem Schwerte in der Hand ver- 
tbeidigt zu haben, in die Heimath wiederkehren, wo ihn doch nur 
Schmerz und berbe Enttäuſchung erwartet. Nachdem er die von 
franzöſiſcher Seite an ihn gerichteten Abdankungevorſchläge zurück- 
gewieſen hatte, ſah man ihn noch am Tage vor feinem Weggange 
ganz allein, die Hände auf dem Rücken und die Cigarrette im 
Munde, durch die Straßen der Hauptſtadt ſchlendern, ohne ſich im 
Geringſten um die Warnungen der Polizei zu kümmern, die von 
Anſchlägen auf fein Leben Kunde erhalten hatte. Ja er kebrte 
gewöhnlich allein und zu Fuß von Chapulteptc nach Merlko zu⸗ 
rück, obne für ſein Leben, ja nicht einmal für ſeine Taſchenuhr 
teſergt zu fein. — Der „Monde“ fügt bei, daß bereits mehrere 
in Mexiko anſäſſige Franzoſen aus Beſorgniß, ihr Leben und ihr 
Eigenthum gefährdet zu ſehen, ſich als nordamerlkantſche Staats⸗ 
bürger baben erklären laſſen. Auch behauptet er neuerdings, daß 
Marſchall Bazaine das Pulver, das er von Mexlko nicht mitnehmen 
konnte, ins Waſſer werfen und außerdem verſchiedenes Krlegs⸗ 
material hatte zerſtören laſſen. Eir Adjutant von Porfiro Diaz, 
den Maximilian als Spion hatte verhaften laſſen, wurde von 
Marſchall Bazaine mit Anwendung von Gewalt wieder in Frei- 
heit geſetzt. 
— 3 TO — ö— 

Stettin, 16. April. In Betreff der vielbeſprochenen Ent- 
ſcheidung des Ober-Tribunals, wonah Wechſel, die an einem Sonn- 
abend oder am Vortage eines Feiertiges verfallen, noch am Zah- 
lungstage dem Notar zur Erhebung des Proteſtes übergeben wer⸗ 
den ſollen, hat die Breslauer Hnndesfammer beſchloſſen, in elner 
Eingabe an den Handelsminiſter die Beläſtigung des Verkehrs und 
dle Rechtsunſicherheit zu ſchlldern, melde geſchaffen werden, und 
um eine authentiſche Deklaration zu bitten, nach welchen uater 
er Umſtänden zwei Wochentage für die Proteſterhebung frei 
bleiben. 

— Von heute ab können ſich Ne dazu berechtigten Landwehr⸗ 
leute und Reſerviſten in den Beſſtz ies Königgrätzer Erinnerungs- 
kreuzes ſchen. Den Landwehr-Batallons-Kommando's find dieſel⸗ 


ben überwleſen. 


— v. Goſtkowsky, Hauptmann 1. Klaſſe und erſter Inſpek⸗ 
a Batterie-Chef in die 7. Artillerie Brigade 
verſeßt. 

— Vom verſchloſſenen Boden des Hauſes Schulzenſtraße Nr. 
27 —29 wurde in der Zeit vom 13. zum 14. d. M. Wäſche im 
Werthe von ca. 20 Thlr. geſtohlen. 

Stargard, 15. April. Vor einigen Tagen ereignete ſich 
auf der Hansfelder Gemarkung in der Nähe des Krampebls, wo⸗ 
ſelbſt der Mühlenbefiger S. aus Z. Land beſitzt, ein betrübender 
Unglücksfall. Der Knecht genannten Herrens war beauftragt, Dung 
auf das unebene Land zu fahren, und wollte eben ſeinen Rückweg 
wieder antreten, als plötzlich die Pferde ſcheu wurden und den Ab- 
hang hinab in den Krampehl gingen. Zwei von den Pferden er⸗ 
tranken, während das dritte, welches von dem Knecht noch recht⸗ 
zeitig abgeſtrengt wurde, an das jenſeltige Ufer gelangte; auch der 
Knecht entging nur mit Mühe dem Tode. 

— Der Paſtor Göͤtſch, bisher in Hindenburg, iſt zum Paſtor 
in Brüſewitz erwählt und in ſein neues Amt eingeführt worden. 

Naugard, 13. April. (O.-3.) Auf der Dickmühle bei 
Gollnow begab ſich am 10. d. M. die Müllerin an ihren Backofen, 
um denſelben heizen zu laſſen, und bemerkte zu ihrem Schreck einen 
fremden Mann darin, der durch Nichts zum Verlaſſen des Bad- 
ofens zu bewegen. Bel näherer Beſichtigung ſtellte ſich heraus, daß 
der Bewohner des Backofens todt war, und wurde in ihm ein 
Bettler erkannt, der Tags zuvor auf der Mühle gebettelt hatte. 
Ueber die Todesart iſt noch nichts feſtgeſtellt, wahrſcheinlich iſt ein 
Schlagfluß eingetreten. 

Grimmen, 15. April. Am 12. d. Mis. Abends brannte 
das Gehöft des Schulzen Krüger zu Klein-Rakow, beſtehend aus 
Wohnhaus, Scheune, Pferdeſtall und Kuhſtall, ab und und kamen 
3 Schweine, 6 Schafe, auch ſämmtliches Federvieh dabel ums 
Leben. Die Entſtehungsurſache des Feuers iſt noch nicht ermittelt. 


Vermtſchtes. 

Bredow bei Nauen, 11. April. (Tödtung durch Bligz⸗ 
ſchlag.) Heute Nachmittag zwiſchen 2 und 3 Uhr zog ein ſtark 
mit Hagel gemiſchtes Gewitter über unſern Ort. Zwei gewaltige 
Donnerſchläge, die ſich kurz aufeinander folgten, erſchütterten unſere 
Häuſer, von denen der erſtere uns ſogleich ſtark befürchten ließ, 
daß ein Unglück geſchehen fe. Zwar hatte der Blitz nicht in ein 
Haus gezündet, — aber bald kam die Kunde, daß auf dem Felde 
ein beim Pflügen beſchäftigter Knecht des Bauers S. ſammt ſeinen 
beiden Pferden erſchlagen ſel. — Eine ſofort an Ort und Stelle 
vorgenommene Unterſuchung des Thatbeſtandes ergab denn auch die 
traurige Wahrheit der Schreckensnachricht. — Da lagen die kräf⸗ 
tigen Pferde, mit den Füßen ſich zugewendet, und der Knecht, der 
bis zum letzten Augenblicke ſeines Lebens treu ſeinem Berufe ge⸗ 
blieben war, vor ihnen, die Zügel noch in der Hand. Der Pflug 


war vom Blitz namentlich in der Nähe des Pflugſchaars zerſchmet⸗ 


tert. Die Pferde trugen in ihren verſengten Haaren deutliche 
Spuren des Blitzes, am meiſten jedoch der Knecht, der am Kopf 
und Hals ſtark verſengt, ſelbſt bis zu den Füßen hinab vom Blitz 
zerriſſen war. Merkwürdig bleibt es jedoch, daß nur der Rücken 
und die hinteren Thelle des Körpers beſchädigt find, während ſelbſt 
die Taſchenuhr und andere in der Taſche befindliche Dinge von 
Metall unbeſchädigt blieben. Ein etwa 100 Schritte davon ent⸗ 
fernter Knecht, der Augenzeuge dieſer Kataſtrophe war, erzählte, 
daß im Augenblick des Blitzſchlages Knecht und Pferde in einem 
Ruck zur Erde geworfen wurden. Die Pferde tragen außer den 
verſengten Haaren nur ſehr geringe Spuren drs Blitzes. 


Neueſte Nachrichten. 

Dresden, 15. April. Das „Dresdener Journal“ demen⸗ 
tirt die von den Zeitungen gebrachte Nachricht, daß die preußiſche 
Regierung das ſächſiſche Poſtweſen übernommen habe. Ein An⸗ 
deres, als der norddeutſche Verfaſſungsentwurf in dieſer Hinſicht 
beſtimmt, ſei nicht vereinbart worden. 

Paris, 15. April. Das Journal „Avenir national” wird 
wegen Verbreitung falſcher Nachrichten über angebliche Rüſtungen 
Frankreichs gerichtlich verfolgt. ‚ 


Swinemünd 15 tg 
nemünde, 15. April, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
Der Preuße (SD), Heydemann; Arcona (SD), Sci von — 
Der Blitz (SD), Parow von Memel; Colberg (SD), Streck von Danzig⸗ 
Wind: NW.⸗Sturm. Revier 14½ F. Strom ausgehend. 
f Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 16. April. Witterung: trübe, regnigt und ſtürmiſch⸗ 
Temperatur + TOR Wind: SW. 

An der Börſe. 

Weizen anfangs ſteigend, ſchließt matter, loco pr. Böpfb. gelber nach 
Qualität gelber und weißbunter 86—94½ bez., gecinger 80—85 94 
bez., 83 —8öpfd. gelber Frühjahr 92 ½, 91% bez., Mai-Juni 89% 
SN bez, Juni-Juli 89 ½ Ae bez., 89%, % Br., Juli⸗Auguſt 87%, 4 
bez. u. Br., Septbr.⸗Oktober 81½ % Br., 81 . Gd. 

Roggen anfangs höher, ſchließt etwas niedriger, pr. 2000 Pfd. 
loco nach Qual. 57½ —60 % bez., Frühjahr 588, ½, „ * bez. u. 
Gd., Mai⸗Juni 57½, 2, 58 bez., Juni⸗Juli 57½ & bez, Juli⸗ 
Auguſt 57 bez. u. Br. ö 
— — A ſchleſiſche 69 —70pfd. Frühjahr 48 % bez., Septbr.⸗Oktbr. 

ez. 

Hafer loco pr. 50pfd. 31, 32 % bez., Frühjahr 47 50pfd. 32, 32 ½ 
bez., Mai⸗Juni 32½ 4 Br. 

Erbſen ohne Umſatz. 

Rüboöl feſt und etwas hoher, loco 1115 % Br., April⸗Mai 11/12, 
% bez. u. Gd., 11%, Br., September -Oktober 122 bez, 34 Br. 

Spiritus behauptet, loco ohne Faß 169, % bez. u. Gd., Frübhjahr 
1654, 23 S bez., Mai⸗Juni 16% 34 Br., Juni-Juli 17 . Br. u. Gd. 
Juli⸗Auguſt 17¼ % bez. u. Br. 

‚Hamburg, 15. April. Getreidemarkt. Weizen loco höher. Pr- 
April 5400 Pfd. netto 162 Bankothaler Br., 161 Gd., pr. Frühjahr 161 
Br., 160 Gd. Roggen loco ſehr feſt. Pr. April 5000 Pfd. Brutto 102 
Br. u. Gd., pr. Frühjahr 102 Br. u. Gd. Hafer kuapp und höher. Del 
ruhig, pr. Mai 24%, pr. Oktober 257. Spiritus höhere Forderungen 
24. Kaffee und Zink ohne Umſatz. 


